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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung am 26. April in Belp (BE) diskutierte die CVP
kontrovers über den Gesundheitsartikel. Die CVP-Delegierten beschlossen die Nein-
Parole mit 165 zu 63 Stimmen, dies trotz des Einsatzes für die Vorlage durch
Krankenkassenlobbyisten innerhalb der Partei, wie der für Santésuisse tätigen
Nationalrätin Ruth Humbel (AG). Vor allem die Delegierten aus der Romandie lehnten
den Gesundheitsartikel fast geschlossen ab. Aber auch alle amtierenden CVP-
Gesundheitsdirektoren waren dagegen. Das Hauptargument gegen den
Gesundheitsartikel war, dass man den Krankenkassen nicht Steuergelder überlassen
sollte, ohne dass diese einer demokratischen Kontrolle unterstehen würden. Zur SVP-
Einbürgerungsinitiative beschlossen die Delegierten mit 272 zu 13 Stimmen die Nein-
Parole. Die CVP besetzte zudem ihr erweitertes Präsidium mit 11 Mitgliedern (darunter
der Fraktionspräsident Urs Schwaller als Mitglied von Amtes wegen). Parteipräsident
Darbellay wurde bestätigt, ebenso die bisherigen Präsidiumsmitglieder Dominique de
Buman (FR), Ida Glanzmann (LU), Lucrezia Meier-Schatz (SG), Luigi Pedrazzini (TI) und
Heidi Z’Graggen (UR). Glanzmann wurde als Nachfolgerin von Bruno Frick zudem neben
de Buman zur Vizepräsidentin der CVP Schweiz gewählt. Zu neuen
Präsidiumsmitgliedern wurden in einer Kampfwahl Pirmin Bischof (SO), Kathrin Amacker
(BL), Barbara Schmid-Federer (ZH) und Patricia Mattle (SG) bestimmt, letztere als
Vertreterin der Jungen CVP. Die ebenfalls kandidierenden Ruth Humbel (AG) und
Gerhard Pfister (ZG) hatten das Nachsehen. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 16. Oktober in Brig wurde Nationalrat Gerhard
Pfister (ZG) ins CVP-Präsidium gewählt. Der Parteitag befasste sich schwerpunktmässig
mit dem Tourismus. Um die hohe Qualität des Tourismuslandes Schweiz zu halten und
zur Attraktivitätssteigerung für Besucher aus aufstrebenden Ländern wie China,
Russland, Indien oder Brasilien brauche es eine Aufstockung der Bundesbeiträge um
10% oder 20 Millionen Franken. Attraktive Regionen müssten einfach und schnell mit
dem öffentlichen Verkehr erreichbar sein und am reduzierten Mehrwertsteuersatz für
den Tourismus sei festzuhalten. Die Delegierten fassten zudem die Parolen für die
Abstimmungen vom 28. November. Die Steuergerechtigkeitsinitiative und die
Ausschaffungsinitiative wurden deutlich abgelehnt, der Gegenvorschlag zu letzterer
aber zur Annahme empfohlen. Weil der Partei kaum Mittel für den Abstimmungskampf
gegen die Ausschaffungsinitiative zur Verfügung stünden, forderte Christoph Darbellay
die Delegierten auf, Leserbriefe zu schreiben. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Bei den nationalen Wahlen nahm sich die CVP vor, in jenen Kantonen zu punkten, in
denen sie noch nicht stark vertreten war. Zum obersten Ziel der eidgenössischen
Wahlen erklärte sie einen Wähleranteil von 17% und damit auch die Rückeroberung des
zweiten, 2003 verlorenen Bundesratssitzes. Zudem wolle man die stärkste Kraft im
Ständerat bleiben. Nicht emotionale, auf Missstände fokussierte Boulevard-Debatten,
sondern sachpolitische Diskussionen wollte die CVP im Wahljahr führen. Mit einem
Budget von CHF 3 Mio. und den Familien-Initiativen wollte die CVP vor allem auch
Wählerinnen und Wähler von Mitte-Links überzeugen. Zur Führung der Wahlkampagne
bestimmte die CVP eine leitende Kommission, bestehend aus den Nationalräten
Gerhard Pfister (ZG) und Luc Barthassat (GE) sowie dem Parteipräsidenten Christophe
Darbellay (VS). 3

WAHLEN
DATUM: 08.08.2011
MARC BÜHLMANN

Ende April wurde Christoph Darbellay als CVP-Präsident bestätigt. An der
Delegiertenversammlung in Colombier erhielt er als einziger Kandidat 166 von 175
Stimmen. Allerdings kündigte Darbellay an, im Verlaufe der Legislatur zurücktreten zu
wollen. Mit ein Grund dafür dürfte die Amtszeitbeschränkung sein, die die CVP Wallis
kennt. Darbellay dürfte entsprechend 2015 nicht mehr als Nationalrat kandidieren.
Seine frühe Rücktrittsankündigung solle der Partei die Suche nach einem Nachfolger
erleichtern, so Darbellay. Als mögliche Nachfolger wurden in der Presse der Zuger
Nationalrat Gerhard Pfister oder der Solothurner Ständerat Pirmin Bischof gehandelt. In
Colombier ebenfalls bestätigt wurden die Vizepräsidenten Dominique de Buman (FR)
und Ida Glanzmann-Hunkeler (LU). Neu ins elfköpfige Präsidium wurden Martin

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.04.2012
MARC BÜHLMANN
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Candidas (GR) und Filippo Lombardi (TI) gewählt. An der Delegiertenversammlung Ende
August in Basel präzisierte Darbellay das Datum seines Rücktritts. Er werde nicht im
Verlauf der Legislatur zurücktreten, sondern bis 2015 Parteipräsident bleiben. 4

Gespalten war die CVP bei der Asylpolitik. Vor der Asyldebatte in der Sommersession
hatten sich einige CVP-Nationalräte unter Führung des Zugers Gerhard Pfister für eine
Streichung der Sozialhilfe für Asylbewerber ausgesprochen. Nur noch Nothilfe soll
gewährt werden. Präsident Darbellay befand, dies sei mit der humanitären Tradition der
Partei nicht kompatibel. Letztlich verhalfen aber die CVP-Parlamentarier der
verschärften Asylgesetzrevision zum Durchbruch. Nicht nur der Idee von Not- statt
Sozialhilfe, sondern auch den gesonderten Zentren für renitente Asylsuchende, der
Abschaffung von Dienstverweigerung als Asylgrund und der Streichung der Möglichkeit,
bei Botschaften Asylgesuche zu stellen, verschafften die CVP-Räte zu einer knappen
Mehrheit. Damit wurde die Parteispitze – auch Fraktionspräsident Schwaller sprach sich
gegen die Neuerung aus – in der Asylpolitik desavouiert. 5

ANDERES
DATUM: 30.06.2012
MARC BÜHLMANN

Im Zuge der Lex USA klärte die CVP in einem Positionspapier ihre Haltung zu
Bankgeheimnis, Finanzplatz und Weissgeldstrategie. Die Christdemokraten sprachen
sich gegen den automatischen Informationsaustausch mit einzelnen Staaten oder der
EU aus. Es sei eine globale Lösung im Rahmen der OECD abzuwarten. Das
Bankgeheimnis im Inland sei zu bewahren. Allerdings lehnte die CVP die zu diesem
Zweck von SVP-nahen Kreisen lancierte Volksinitiative „Ja zum Schutz der Privatsphäre“
ab, weil diese den falschen Weg gehe. Bereits Mitte März hatte sich das Präsidium
gegen die von ihrem Zuger Nationalrat Gerhard Pfister mitgetragene Initiative gestellt.
Begrüsst wurde die Verschärfung des Vorgehens gegen Steuerhinterziehung durch
arglistige Täuschung. Einer Weissgeldstrategie erteilte die Partei eine Absage, wenn
diese den Schweizer Finanzplatz gegenüber konkurrierenden Finanzplätzen
benachteilige. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.06.2013
MARC BÜHLMANN

Im Spätjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger für den Ende Berichtjahr zurücktretenden
Fraktionspräsident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekündigt,
das Amt nicht mehr weiterführen zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Ständerat gewählt, war seit Dezember 2007 Präsident der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte – kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) – nicht zur Verfügung stellten, weil sie sich die
Chance für mögliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrätin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen könnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (TI), der sich als einziger Kandidat für ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsflügels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Ständeratspräsident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die geplante schrittweise Annäherung zwischen CVP und BDP war auch 2014 im
medialen Fokus, kam aber nicht voran. Nachdem man sich bereits 2013 gegen eine
Fusion ausgesprochen hatte, wurden im Februar 2014 auch Pläne für eine gemeinsame
Fraktion begraben. Während sich Neo-Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) in
einem Interview für eine gemeinsame Fraktion aussprach, relativierte BDP-
Parteipräsident Martin Landolt (bdp, GL) diese Idee. In der Presse wurde gemutmasst,
dass eine interne Arbeitsgruppe aus BDP- und CVP- Vertretern (Christophe Darbellay,
Gerhard Pfister und Pirmin Bischof bei der CVP sowie Martin Landolt, Lorenz Hess und
Rosmarie Quadranti bei der BDP) Pläne für eine Union nach dem Vorbild der CDU-CSU
in Deutschland schmiede. Ziel sei vor allem die Verteidigung der jeweiligen

ANDERES
DATUM: 31.10.2014
MARC BÜHLMANN
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Bundesratssitze. Gemeinsam kämen die beiden Parteien auf 17,7% Wählerstärke, was
mindestens eine mathematische Legitimierung von zwei Sitzen in der Regierung
bedeuten würde. Die medialen Spekulationen wurden von den Parteienvertretern wenn
überhaupt nur sehr zurückhaltend interpretiert. Geplant sei eine Kooperation, nicht
mehr aber auch nicht weniger. Angestrebt würden vor allem flächendeckende
Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen 2015. Die Basis der BDP, die
bereits einer mittlerweile nicht mehr spruchreifen Fusion sehr skeptisch gegenüber
stand, befürchtete auch in einer Union einen Identitätsverlust der noch jungen Partei.
Ende August informierte die Arbeitsgruppe die Öffentlichkeit, dass die Fraktionen von
CVP und BDP künftig unter dem Namen BDP-CVP-Union die Bundespolitik gemeinsam
gestalten wollten. Beschlossen sei aber noch nichts, weil zuerst die Kantonalsektionen
vertieft informiert werden müssten. Anfang Oktober wehte dem Plan dann aus eben
diesen Kantonen ein steifer Wind entgegen. Insbesondere die BDP Graubünden,
Heimatkanton der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, lehnte jede strukturelle
Verschmelzung kategorisch ab. Die Wählerschaft würde ein Zusammengehen mit der
katholischen CVP nicht goutieren. In anderen Kantonen war man ebenfalls vonseiten
der BDP nicht grundsätzlich gegen eine Zusammenarbeit, wollte aber nicht auf
Eigenständigkeit verzichten. Definitiv war die Absage dann Ende Oktober. Die Gründe
für das Nein – die in den letzten Jahren vorgenommene, beschwerliche Aufbauarbeit
einer neuen Partei, die mit einer Union obsolet würde, sowie die in einzelnen Kantonen
schwierige Zusammenarbeit – waren zwar nachvollziehbar. In der Presse, und hinter
vorgehaltener Hand auch in der CVP, wurde aber von einem Fehlentscheid der BDP
gesprochen. Die Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf werde durch den
BDP-Entscheid nicht grösser, liess sich Gerhard Pfister (cvp, ZG) zitieren. Die CVP
werde ihre Zusammenarbeit vermehrt wieder auf andere Parteien ausrichten. Es sei
eine historische Chance verpasst worden. Die BDP war demgegenüber bemüht, den Ball
flach zu halten. Die Kantonalsektionen hätten sich nicht nur zu einer Absage der Union,
sondern auch zu einer Stärkung der lösungsorientierten Mitte bekannt. Daran wolle man
weiterhin zusammen mit der CVP arbeiten. 8

Nach der schon Ende 2013 gemachten Ankündigung von Christophe Darbellay (cvp, VS),
per Ende Legislatur sowohl von seinem Amt als Nationalrat als auch als CVP-Präsident
zurückzutreten, tat sich parteiintern lange Zeit nicht viel hinsichtlich Nachfolge für das
CVP-Präsidium. Die Medien vermuteten Anfang 2015, dass Darbellay wohl noch ein Jahr
anhängen werde, weil die Neubesetzung bisher so harzig verlaufen sei. Als dieser
allerdings öffentlich verneinte, weil er sich ganz auf seine Kandidatur für die Walliser
Kantonsregierung 2017 konzentrieren wolle, und innerhalb der CVP auf einen Plan für
die Wachablösung gedrängt wurde, fing das Kandidatenkarussell dann doch langsam an
zu drehen. Freilich sagten zuerst zahlreiche potenzielle Kandidierende ab: Stefan
Müller-Altermatt (cvp, SO) und Martin Candinas (cvp, GR) gaben berufliche und familiäre
Gründe an, die gegen eine Präsidentschaft sprächen, und auch Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) und Viola Amherd (cvp, VS) wollten sich nicht zur Verfügung stellen.
Als Kronfavoriten wurden in der Presse Pirmin Bischof (cvp, SO), Filippo Lombardi (cvp,
TI) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) gehandelt. Lange hielten sich aber auch diese drei
bedeckt bezüglich der Frage, ob sie überhaupt Ambitionen auf das Amt hegten. Dies
führte in den Medien zu zahlreichen Spekulationen. Pfister wolle eine Art Philipp Müller
(fdp, AG) der CVP werden und diese auf eine härtere Rechtsposition führen, während
Lombardi Ambitionen habe, einst Doris Leuthard zu beerben, kommentierte etwa die
Aargauer Zeitung das lange Schweigen. Für beides dürfe man sich nicht zu früh in
Stellung bringen. Die NZZ forderte hingegen «Ordnung für den Hühnerhaufen»: Der
neue Präsident werde eine entscheidende Rolle bei der Neuausrichtung der Partei
spielen, die momentan in ganz verschiedene Richtungen strebe. 
Mitte Dezember 2015 gab die CVP dann bekannt, eine Findungskommission bestehend
aus Konrad Graber (cvp, LU), Filippo Lombardi, Viola Amherd, Marco Romano (cvp, TI)
sowie Christophe Darbellay einzusetzen, die bis im Frühling mögliche Kandidierende
präsentieren wolle. Bis Mitte Februar 2016 konnten Bewerbungen eingereicht werden.
Schon kurz vor dieser Ankündigung wurde durch eine Indiskretion bekannt, dass sich
Gerhard Pfister zur Verfügung stellen wollte. Er habe seine Kandidatur eigentlich erst im
Januar 2016 ankündigen wollen, so Pfister. In den Medien wurde der Zuger als
konservativer Politiker beschrieben, der am rechten Rand der Partei politisiere. Dies
käme vor allem der SVP zupass, urteilte etwa der Tages-Anzeiger. Neben Pfister meldete
niemand weiteres Ambitionen an und Mitte Februar verkündete die
Findungskommission, dass sich insgesamt 13 Personen für das CVP-Präsidium
beworben hätten, darunter «eine für das Amt des Präsidenten». 
Ohne Konkurrenz wurde Gerhard Pfister schliesslich an der Delegiertenversammlung
Ende April 2016 in Winterthur mit 340 von 376 Stimmen zum neuen Parteipräsidenten

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.04.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



gekürt. Der ehemalige Zuger Kantonsrat (1998-2003) und seit 2003 im Nationalrat
sitzende Pfister versprach, alles zu tun, was der CVP Erfolg bringe. Der nach 10-jähriger
Amtszeit scheidende Präsident Christophe Darbellay wurde mit Applaus verabschiedet,
der lauf Sonntags-Blick «eine Minute und 14 Sekunden» dauerte. 
Ins erweiterte Präsidium wurden zudem Yannick Buttet (cvp, VS) und Ida Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) als Vizepräsident und Vizepräsidentin sowie die weiteren nationalen
Parlamentsmitglieder Pirmin Bischof, Martin Candinas, Stefan Müller-Altermatt,
Elisabeth Schneider-Schneiter und Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) und kantonalen
Vertretungen Marianne Binder-Keller (AG, cvp) und Tino Schneider (GR, cvp) gewählt.
Als Fraktionspräsident gehörte auch Filippo Lombardi von Amtes wegen dem Präsidium
an. 9

Die CVP verzeichnete bei den Nationalratswahlen 2019 moderate Verluste: Die Partei
verlor 0.2 Prozentpunkte Wähleranteile (neu: 11.4 Prozent) und zwei Mandate (neu: 25
Sitze), wurde aber von den Grünen aus den Top-4-Parteien verdrängt: Neu war die CVP
nach der SVP, der SP, der FDP und den Grünen nur noch die fünftstärkste Partei im
Nationalrat. Parteipräsident Gerhard Pfister kommentierte die Resultate in den Medien
als «schlimm, aber nicht ganz, ganz schlimm». Die Niederlage kam denn auch nicht
völlig unerwartet, so hatte die Partei gemäss Generalsekretärin Gianna Luzio (GR, cvp)
vier Szenarien für die Wahlen vorbereitet: ein Minus beim Wähleranteil mit hohen
Sitzverlusten; ein Minus mit etwas geringeren Sitzverlusten; knappes Halten der Sitzzahl;
und die Variante «Sitzgewinn». Dieses letzte Szenario wurde – laut Luzio – aber nur kurz
berücksichtigt. Die Medien führten die moderate Niederlage einerseits auf
kantonsspezifische Gründe und andererseits auf eine «zornige» Motivation der Partei
und der Kandidierenden zurück.

Bis September 2019 war die Wahlkampagne der CVP in den Medien kaum präsent
gewesen. Die Partei hatte gemäss Blick auch auf eine nationale Plakat- und
Inseratekampagne verzichtet, was die Zeitung als mögliche Ursache für ihren Absturz im
letzten vor den Wahlen durchgeführten Wahlbarometer heranzog. Im Sonntags-Blick
bestätigte Luzio kurz danach, dass die CVP die kommenden Wochen bis zu den Wahlen
nutzen werde, um noch einmal richtig Werbung in eigener Sache zu machen. Die Partei
lancierte in der Folge eine Online-Wahlkampagne, mit der sie – so Luzio – auf
mehreren Internetseiten die Positionen der politischen Gegner kritisch beleuchtete
und den Positionen der CVP gegenüberstellte. Diese Kampagne wurde von den Medien
und den anderen Parteien stark kritisiert, unterm anderen, weil auch Kandidierende aus
Parteien, mit denen die CVP eine Listenverbindung eingegangen war, kritisch
beleuchtet wurden. Auch Politikberater Mark Balsiger bezeichnete den Wahlkampfstil
als unüblich für die Schweiz; solche Angriffe auf den Gegner würden wohl als
Dreckwerfen wahrgenommen. CVP-Präsident Pfister verteidigte hingegen das Vorgehen
und betonte, es sei «durchaus legitim», «Unterschiede zu anderen Parteien
aufzuzeigen». Bei einigen CVP-Kantonalparteien stiess die Kampagne auf Kritik; die CVP
Tessin distanzierte sich zum Beispiel explizit davon. Mediensprecher Michaël Girod
kündigte in den Zeitungen Mitte September die Weiterführung der Kampagne an,
solange es das Wahlkampfbudget zulasse. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

Bei den Bunderstaswahlen 2019 bestätigte die CVP ihren Sitz: Ihre bisherige
Bundesrätin Viola Amherd wurde mit dem besten Resultat (218 Stimmen)
wiedergewählt.
Nach vielen Spekulationen in den Medien über eine mögliche Unterstützung der CVP für
einen grünen Bundesratssitz entschied sich die Mitte-Fraktion gegen den Angriff auf
amtierende Bundesräte und für eine angemessene Vertretung der Sprachregionen und
unterstützte folglich FDP-Bundesrat Ignazio Cassis – wie Gerhard Pfister (cvp, ZG) in
der NZZ erläuterte. Entsprechend verzichtete die CVP auch darauf, Grünen-Kandidatin
Regula Rytz zu einem Hearing einzuladen. Die WOZ wusste jedoch zu berichten, dass
Gerhard Pfister Regula Rytz durchaus hätte einladen wollen, um so Druck auf die FDP
auszuüben. Sein Ziel sei es gewesen, die Freisinnigen dadurch zu einer Zusage zu
bewegen, Viola Amherd bei den Bundesratswahlen 2019 nicht abzuwählen. Er sei jedoch
von der Fraktion überstimmt worden. 
Gerhard Pfister äusserte sich in den Medien auch über die Zauberformel und erklärte,
dass er einen Konkordanz-Gipfel organisieren werde, um über die Zusammensetzung
des Bundesrates zu diskutieren. Die Parteien müssten eine neue Zauberformel für die
Bundesratszusammensetzung erfinden, wobei die FDP wohl einen Bundesratssitz
abgeben müsste. Die entsprechenden Gespräche – so Pfister – sollten im neuen Jahr

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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beginnen. 11

Linke und ökologische Parteien

Ein ziemlich unsägliches Anschauungsbeispiel für die Sensationslust der hiesigen
Medien und für die zunehmende Personalisierung und Boulevardisierung der Politik
stellte 2014 die so betitelte „Nackt-Selfie-Affäre“ rund um den GP-Nationalrat und
Stadtammann von Baden Geri Müller dar. Mitte August brachte die „Schweiz am
Sonntag“ einen Beitrag, in dem eine Frau schwere Vorwürfe gegen Müller erhob: Dieser
soll ihr unter anderem Nacktbilder von sich aus seinem Büro im Stadthaus Baden
geschickt haben. Bei Beendigung der Affäre soll Müller die Frau unter Druck gesetzt
haben, die Bilder zu löschen. Die Medien – und nicht nur die Boulevardmedien –
nahmen die Geschichte ob des Sommerloches dankbar auf. Gar die NZZ rühmte sich,
selber einen Nackt-Selfie-Skandal im Bundeshaus aufgedeckt zu haben. Die Badener
Stadtexekutive stellte Müller auf die Meldung hin frei, während die Grünen die Sache
zuerst untersuchen wollten, bevor sie Stellung nähmen. Die GP erinnerte daran, dass
Persönlichkeits- und Datenschutz auch im Zeitalter der sozialen Netzwerke gälten. Am
19. August gab Müller eine Medienkonferenz, die wiederum grosse mediale Resonanz
auslöste. Müller entschuldigte sich bei seinen Angehörigen für die Affäre, für die er sich
schäme und bei der er erst zu spät bemerkt habe, dass sie irrsinnig sei, was er bereue.
Gleichzeitig wurde auch die Frau von den Medien befragt. War zuerst von einer 21-
Jährigen die Rede gewesen, wurde das Alter der Frau später auf 33 Jahre korrigiert. Die
Fakten zeigten rasch, dass weder Amtsmissbrauch noch Nötigung – beides wurde Müller
in den Medien vorgeworfen – vorlagen. Die GP gab in der Folge bekannt, dass für sie der
Fall damit erledigt sei und Müller hundertprozentigen Support geniesse. Obwohl also
eigentlich kein öffentliches Interesse am Fall bestand, liessen die Medien nicht davon
ab. Dies auch deshalb, weil hinter der Geschichte Rachefeldzüge von Personen
vermutet wurden, die Müller eher feindlich gegenüberstanden. So sollen Josef Bollag,
Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde Baden, und FDP-Stadtrat Roger Huber, der
bei der Wahl ins Stadtpräsidium Müllers Konkurrent gewesen war, aber auch CVP-
Nationalrat Gerhard Pfister und ein Intimfeind von Müller, der PR-Berater Sacha
Wigdorovits von der Frau kontaktiert worden sein. Sie habe den Männern illegale
Tonaufnahmen von Gesprächen zwischen ihr und Geri Müller angeboten. Teile dieser
Gespräche sollen auch Grundlage für die Enthüllungen in der „Schweiz am Sonntag“
gewesen sein. Die „Sonntags-Zeitung“ berichtete, dass sie von Wigdorovits und Bollag
mit den Gesprächsaufnahmen der Frau kontaktiert worden sei. Der Versuch, Müller
durch Instrumentalisierung der „Sonntagszeitung" zu diskreditieren, sei aber
gescheitert, weil die Zeitung abgelehnt habe. Auch die „Weltwoche" und der „Blick"
sollen ein Angebot aus rechtlichen Gründen abgelehnt haben. Die „Schweiz am
Sonntag“, die das Angebot angenommen haben soll, rechtfertigte ihre Story, die auch
eine Woche nach dem ersten Artikel die ersten beiden Seiten in Anspruch nahm, mit
dem Hinweis, es gehe hier nicht um Privates, sondern um Politik. Es sei gefährlich,
wenn sich ein Politiker mit Nacktfotos erpressbar mache. Die Bürgerschaft habe ein
Recht auf die Aufdeckung undurchsichtiger Spiele rund um „Gerigate“, wie die Affäre
mittlerweile in den sozialen Medien betitelt wurde. 
Die Geschichte köchelte auch deshalb weiter, weil die bürgerlichen Badener
Stadtparteien den Rücktritt von Müller forderten. Interessanterweise kippte die
Stimmung aber nach und nach. Gegen die überschnelle Verurteilung und die
Moralkeulen begann sich Widerstand zu regen. So versammelten sich etwa vor dem
Stadthaus Baden mehrere Hundert Personen, die Selfies von sich machten, um ihre
Solidarität auszudrücken. Sogar die „Weltwoche" sprang für Müller ein und sprach
davon, dass die Medien ihm das Menschenrecht des Schutzes der Intimsphäre entzogen
hätten. Dieser „Dammbruch“ schaffe „ein Klima von Bespitzelung und
Denunziantentum“. Anfang September erklärte Müller, dass er im Amt bleiben wolle.
Seine Ratskollegen blieben jedoch bei ihrer Rücktrittsforderung und entzogen Müller
dessen Ressorts. Die „Aargauer Zeitung“ befragte ihre Leserschaft in der Folge, ob
Müller zurücktreten solle. Das deutliche, aber wenig valide Ja fand in einem weiteren
Artikel der "Schweiz am Sonntag" Niederschlag. 
Anfang November erhielt Müller seine Mandate nach einem Mediationsverfahren wieder
zurück – mit Ausnahme des Standortmarketings. In der Zwischenzeit hatte er
Strafanzeige gegen die Frau wegen der illegalen Aufzeichnung der Gespräche
eingereicht. Die Auswertungen des SMS-Verkehrs der Frau durch die Berner
Staatsanwaltschaft hatten zudem den Verdacht erweckt, dass sie mit Josef Bollag und
Sacha Wigdorovits Kontakt gehabt hatte und diese die Frau instruiert hatten, die
Geschichte an die Medien weiterzugeben. Die „Sonntagszeitung" berichtete, dass Bollag
der Frau dafür gar Geld bezahlt habe. In der Folge wurde die Strafanzeige auf Bollag und

ANDERES
DATUM: 17.08.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wigdorovits sowie auf Patrick Müller, Chefredaktor der „Schweiz am Sonntag“
ausgeweitet. Noch im Februar war für Geri Müller klar gewesen, dass er für die Grünen
noch einmal für den Nationalrat kandidieren wird; Anfang November gab er allerdings
bekannt, dass er sich ganz auf sein Amt in Baden konzentrieren wolle und nicht mehr
antrete. Dieser Entscheid habe aber nichts mit den jüngsten Vorfällen zu tun. 
Von der ganzen Posse, die von den sensationslüsternen Medien als schlüpfrige
Skandalgeschichte dankbar aufgenommen wurde, bleiben mindestens zwei
Erinnerungen. Einerseits scheinen die Hemmungen der Medien gesunken zu sein,
Privates von Politikerinnen und Politikern an die Öffentlichkeit zu zerren. Dies wäre
freilich nur zulässig, wenn private Handlungen der Gemeinschaft Schaden zufügen
würden. Andererseits zeigt die Geschichte aber auch, dass die Medien sehr wohl aus
unterschiedlichen Blickwinkeln berichteten. Allerdings ist die Gewichtung der
Berichterstattung mehr als erstaunlich: Die APS-Pressedokumentation weist aus, dass
in den Monaten August bis Oktober mehr als doppelt so häufig über den Grünen Geri
Müller im Speziellen als über die Grüne Partei im Allgemeinen berichtet wurde. Der
„Skandal des Jahres“ – wie der „Sonntagsblick“ Ende Jahr titelte, hinterlässt also einen
ziemlich schalen Nachgeschmack. 12

Liberale Parteien

Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die FDP ihre zwei Sitze im Bundesrat:
Sowohl ihre bisherige Bundesrätin Karin Keller-Sutter als auch ihr bisheriger Bundesrat
Ignazio Cassis wurden wiedergewählt. Ignazio Cassis erzielte aufgrund der fehlenden
Unterstützung der SP und der Grünen 145 Stimmen, womit der Coup der Grünen, den
zweiten FDP-Sitz zu erobern und damit mit Regula Rytz (gp, BE) erstmals eine grüne
Bundesrätin zu verzeichnen, scheiterte. Der Widerstand der links-grünen Parteien
gegen Ignazio Cassis hatte sich schon früher abgezeichnet, etwa als SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) Cassis nur zwei Monaten nach dessen Wahl gemäss Medien als
«Praktikanten» bezeichnet hatte. 
Die Medien spekulierten nach den Bundesratswahlen über einen möglichen
Departementswechsel von Ignazio Cassis, zumal der Tessiner Bundesrat von vielen
Seiten für seine Verhandlungsweise mit der EU bezüglich des institutionellen
Rahmenabkommens kritisiert wurde. Trotz dieser Kritik blieb Cassis weiterhin
Vorsteher des EDA.
Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter erzielte – so die NZZ – ein relativ schlechtes
Ergebnis: Sie erhielt 169 Stimmen. Die Zeitung vermutete, dass hinter dieser niedrigen
Stimmenzahl SVP-Vertreterinnen und -Vertreter steckten, die an ihrer Stelle den
Namen von FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) auf den Stimmzettel geschrieben
hätten – Marcel Dobler erhielt 21 Stimmen. Seit Langem würden somit bei den
Bundesratswahlen erstmals wieder «solche Spiele»  gespielt, kritisierte die NZZ. 
Vor den Bundesratswahlen hatte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ)
gegenüber den Medien zu einem möglichen grünen Bundesratssitz geäussert. Demnach
müssten sich die Grünen zuerst auf allen Ebenen etablieren und Beständigkeit in ihren
Resultaten zeigen, bevor sie einen Bundesratssitz fordern könnten. Zudem sollten die
Grünen die SP-Bundesratssitze angreifen, weil sie auf deren Kosten in den National-
und Ständeratswahlen so stark zugelegt hätten. Die FDP sei zwar bereit, über andere
mögliche Zusammensetzungen des Bundesrates zu diskutieren, ein Konkordanz-Gipfel,
wie ihn CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) vorgeschlagen hatte, sei jedoch
unnötig. Die FDP-Parteipräsidentin nannte denn auch zwei Möglichkeiten, wie eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates herbeigeführt werden könne: durch einen
Verzicht auf Ersatzwahlen bei Rücktritten in der zweiten Hälfte der Legislatur sowie
durch eine Verschiebung der Bundesratswahlen auf zwei Jahre nach den
Parlamentswahlen, womit die Parteien mehr Zeit für die Diskussionen untereinander
hätten. 13
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Konservative und Rechte Parteien

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SVP ihre zwei Sitze im
Bundesrat: Ihre bisherigen Bundesräte Ueli Maurer  und Guy Parmelin wurden mit 213
Stimmen und mit 191 Stimmen von der Bundesversammlung wiedergewählt.
Gespalten zeigte sich die SVP zur Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz. So
zeigten sich einige ihrer Mitglieder mit der Forderung einverstanden. Aus Sicht von
Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa, die er in der NZZ darlegte, seien nämlich zwei Parteien
im Bundesrat klar übervertreten: die SP und die FDP. Statt aber den Sitz von Ignazio
Cassis anzugreifen, attackierten einige SVP-Mitglieder den Sitz von Simonetta
Sommaruga. Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) machte aber im Sonntags-Blick
anschliessend klar, dass für die SVP Stabilität und Kontinuität im Bundesrat wichtig
seien, weshalb die SVP offiziell die Kandidatur von Regula Rytz nicht unterstützt habe.
Regula Rytz war zuvor auch nicht zum Hearing der SVP eingeladen worden.
Rösti äusserte zudem seine Skepsis zum von CVP-Parteipräsident Pfister (ZG)
eingebrachten Vorschlag eines Konkordanz-Gipfels, bei dem die Parteipräsidentinnen
und -präsidenten über die grundsätzliche parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrates diskutieren sollten. Rösti war der Meinung, dass die Parteien bereits bei
den Bundesratswahlen 2019 nicht in der Lage gewesen seien, eine bessere Lösung zur
Konkordanz und zur Vertretung der Parteien im Bundesrat zu finden, und dies auch
beim Konkordanzgipfel nicht funktionieren werde. Die Idee, den Bundesrat auf neun
Mitglieder zu erweitern, um der Forderung der Grünen nachzukommen, empfand er
überdies als «unnötige Aufblähung» der Verwaltung. 14
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